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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Kelly und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 10/1854 — 


Elysee-Vertrag vom 22. Januar 1963 und deutsch-französische Zusammenarbeit 
im militärischen Bereich 


Der Bundesminister des Auswärtigen — 011-300.14 — hat mit 
Schreiben vom 6. September 1984 die Kleine Anfrage namens der 
Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Wie steht die Bundesregierung zur Wiederbelebung des Elysee- 
Vertrags vom 22. Januar 1963, in dem die militärischen Gemein- 
samkeiten zwischen Frankreich und der Bundesrepublik Deutsch- 
land zum Ausdruck kommen? 


Die deutsch-französische Freundschaft ist das Kernstück der euro- 
päischen Einigung. 

Der deutsch-französische Vertrag vom 22. Januar 1963, der die 
Grundlage der deutsch-französischen Zusammenarbeit regelt, 
enthält den Abschnitt II B über Zusammenarbeit in der Sicher- 
heits- und Verteidigungspolitik. Seit 1982 hat die deutsch-franzö- 
sische sicherheitspohtische Zusammenarbeit in regelmäßigen 
gemeinsamen Treffen der Außen- und Verteidigungsminister, im 
deutsch-französischen Ausschuß für Sicherheit und Verteidigung 
und in mehreren Arbeitsgruppen konkrete Formen angenommen. 
Diese Zusammenarbeit entwickelt sich sehr positiv und zeigt den 
beiderseitigen Willen, auch in der Sicherheitspohtik engstens zu 
kooperieren. Die sicherheitspolitische Zusammenarbeit dieser 
beiden europäischen Kernstaaten dient dem Frieden und der 
Sicherheit in Europa und trägt zur Stärkung des westlichen Bünd- 
nisses bei. 
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2. Wie oft wurde von seiten der Bundesregierung in offizieUer Erklä- 
rung auf den Elysee- Vertrag verwiesen angesichts der jetzt neu 
belebten deutsch-französischen müitärischen Zusammenarbeit? 


Die seit 1982 vertiefte deutsch-französische sicherheitspohtische 
Zusammenarbeit beruht auf der genannten Bestimmung des 
deutsch-französischen Vertrags von 1963. Auf diese Tatsache 
wurde bei geeignetem Anlaß von deutscher wie von französischer 
Seite stets hingewiesen. 


3. Hat die Bundesregierung zukünftige Pläne hinsichüich einer Betei- 
hgung an einer bemannten europäischen Station im Weltraum in 
Anlehnung an die Aussagen von Frangois "Mitterand vom 
7. Februar 1984 vor dem Parlament in Den Haag? 


Pläne für eine bemannte europäische Station im Weltraum wer- 
den von Experten der Ressorts und im europäischen Rahmen 
geprüft. 


4. Stimmt die Bundesregierung mit Fran(^ois Mitterand überein, wenn 
er sagt, „eine europäische Weltraumgemeinschaft wäre meiner 
Meinung nach die beste Antwort auf die militärischen ReaUtäten 
von morgen . . . " ? 

Die Bundesregierung tritt für eine möghchst weitgehende euro- 
päische Kooperation bei der zivilen Nutzung des Weltraums ein. 


5. Wie beteiligt sich die Bundesregierung finanzieU und personell an 
der „Arbeitsgruppe zur Entwicklung eines gemeinsamen Auf- 
klärungssatelliten", die auf dem EG-Gipfel in Rambouillet be- 
schlossen wurde? 


Auf dem EG-Gipfel in Fontainebleau (nicht Rambouillet) wurde 
ein Beschluß, wie er in der Frage 5 erwähnt wird, nicht gefaßt. 


6. Befürwortet die Bundesregierung einen gemeinsamen euro- 
päischen Spionagesatelliten, wie gemeldet in der Süddeutschen 
Zeitung am 4. Juni 1984? 

7. Wie steht die Bundesregierung zu Meldungen in der Zeitschrift 
„Aviation Week", in der berichtet wurde, daß der Satellit, der 
später Paris und Bonn zu gleichen Teüen gehören soD, auch den 
Einsatz der Force de frappe der französischen Atomwaffe komman- 
dieren soll? 

8. Wie steht es um das Prinzip „Nuklearverzicht", wenn die Bundes- 
repubhk Deutschland Miteigentümer eines Weltraumleitinstru- 
ments werden wird, welches u. a. für den Einsatz französischer 
Nuklearwaffen vorgesehen ist? 


Frankreich hat der Bundesrepublik Deutschland vorgeschlagen, 
Expertengespräche über die Möghchkeit einer büateralen Koope- 
ration bei der Entwicklung eines Beobachtungssatelhten zu füh- 
ren. Die Bundesregierung hat diese Anregung, die u. a. für die 
Verifikation von Abrüstungs- und Rüstungskontrollabkommen 
Bedeutung erlangen kann, aufgenommen. 
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9. Wieviel finanzielle Unterstützung ist von seiten der Bundes- 
regierung für 1984, 1985 und 1986 für die Bereiche Europäische 
Weltraumagenten (ESA), zivile und militärische Weltraumfor- 
schung, Arbeitsgruppen im Rahmen der WEU vorgesehen? 


Für die Europäische Weltraumorganisation, deren Programme 
ausschließlich der friedhchen Erschheßung des Weltraums die- 
nen, sind in der mittelfristigen Finanzplanung der Bundesregie- 
rung jährlich rd. 400 Milhonen DM vorgesehen. Für die zivüe 
Weltraumforschung insgesamt stehen nach dieser Planung jähr- 
hch knapp 1 MiUiarde DM zur Verfügung. Mittel für die mih- 
tärische Weltraumforschung sind im Haushalt der Bundesregie- 
rung nicht enthalten. Im Rahmen der WEU gibt es keine Arbeits- 
gruppen zum fraglichen Thema. 


10. Welche Kontakte bestehen zwischen der amerikanischen Welt- 
raumbehörde NASA und der Bundesregierung? 

Zwischen der Bundesregierung einschließlich der ihr unter- 
stehenden Organisation und der NASA bestehen seit vielen Jah- 
ren auch über multilaterale Organisationen vielfältige und enge 
Beziehungen, die für beide Seiten nützhch sind. 


3 



Druck: Thenee Druck KG, 5300 Bonn, Telefon 23 19 67 

Alleinvertrieb; Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 08 21, Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon (02 28) 36 35 51 

ISSN 0722-8333 



